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CFK will „Demokratisierung der Justiz“
Präsidentin kündigt Reformen für die Judikative an
Cristina steht derzeit mit der Justiz auf Kriegsfuß. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – Die Präsidentin ist derzeit gar nicht gut auf die dritte Gewalt im Staate zu sprechen. Seit die Justiz wichtige Regierungsvorhaben wie die vollständige Umsetzung des neuen Mediengesetzes und die Rückverstaatlichung des „Rural“-Geländes gebremst hat, ist sie Gegenstand des Zornes von Cristina Fernández de Kirchner. Doch die Staatschefin sinnt auf Abhilfe. Am Montag kündigte sie an, die „Justiz demokratisieren“ zu wollen. Entsprechende Projekte würden derzeit vorbereitet und zu geeigneten Zeitpunkten der Öffentlichkeit mitgeteilt, so Cristina bei ihrer Rede im Präsidentenpalast Casa Rosada.
Ins Detail ging Kirchner dabei noch nicht. Sie deutete lediglich an, dass Wahl bzw. Ernennung von Richtern ebenso Thema sein werde wie die Beurteilungskriterien für Juristen. Andere Projekte, die in den letzten Wochen aus dem Regierungslager zu hören waren, sind die Förderung von Schöffengerichten, die Einführung von regelmäßigen Prüfungen für Richter sowie Reformen im Richterrat, der für die Ernennung der Richter zuständig ist.
Cristina sagte, sie sei mehr denn je davon überzeugt, dass eine „Demokratisierung der Justiz“ notwendig sei. Sie nahm dabei Bezug auf einen aktuellen Fall, bei dem Banken ihre Kunden um Entschädigungszahlungen in Millionenhöhe geprellt hätten. Möglich sei dies geworden, da die Justiz einen entsprechenden Deal zwischen den Banken und der Verbraucherschutzorganisation Adecua abgesegnet habe. „Fälle wie dieser verdeutlichen die Notwendigkeit, die Justiz zu demokratisieren“, schlussfolgerte Cristina. Wenn es darum gehe, gegen Funktionäre der Regierung zu ermitteln, stünden die Richter Schlange. Wenn es sich aber um Ermittlungen gegen Bankiers oder Unternehmer handele, wisse man nie, welcher Richter damit befasst sei, monierte die Präsidentin.
Am Folgetag legte Cristina dann auf „Twitter“, ihrem derzeit bevorzugten Medium, nach. Dort nahm sie Bezug auf eine einstweilige Verfügung, mit der in der Provinz Córdoba Antennen des staatlichen Digitalfernsehens TDA geschlossen worden seien. Andererseits hätten keine 70 Meter davon entfernt Antennen der privaten Anbieter „Cablevisión“ und „Radio Mitre“ platziert werden dürfen. „Gibt es keinen Richter in Argentinien, der die Gleichheit aller vor dem Gesetz garantiert?“, fragte Cristina verärgert.
Die Vertreter der rechtsprechenden Gewalt zeigten sich am Dienstag völlig überrascht von den Reformabsichten der Regierung. Jedenfalls erklärten die Richter des Obersten Gerichtshofes, dass sie nicht konsultiert worden seien und auch nicht wüssten, was die Präsidentin vorhabe.
Am Donnerstagabend wandte sich Cristina mit einer im TV übertragenen Rede an die Öffentlichkeit. Thema war die umstrittene Verständigung mit dem Iran zur Aufarbeitung des AMIA-Anschlages von 1994. Die Präsidentin erklärte, dass sie das Vorhaben als Gesetzesvorlage an den Kongress übersandt habe. Dieser muss nun entscheiden.
Argentinien
Pfiffe und Schmähungen
Kicillof auf Schiff beschimpft / Boudou in Santa Fe ausgepfiffen
Buenos Aires (AT/mc) - Unangenehme Momente mussten am Wochenende Regierungsvertreter durchmachen. Während Vizepräsident Amado Boudou bei einer Großveranstaltung in Santa Fe ein gellendes Pfeifkonzert über sich ergehen lassen musste, wurde Vizewirtschaftsminister Axel Kicillof Opfer öffentlicher Schmähungen, als er mit seiner Familie im Schiff von Colonia in Uruguay nach Buenos Aires saß.
Zahlreiche Fahrgäste forderten Kicillof auf, das Schiff zu verlassen. Dieses hatte aber bereits abgelegt. Kicillof, seine Frau und seine beiden kleinen Kinder sahen sich nun Verunglimpfungen ausgesetzt. Viele der Fahrgäste schimpften vor allem über die Politik der unpopulären Devisenverbote, für die Kicillof verantwortlich gemacht wird. Nach etwa 30 Minuten gelang es dem Politiker, den Raum in der Touristenklasse zu verlassen und sich in die Kapitänskabine in Sicherheit zu bringen. Boudou musste die Pfiffe Tausender ertragen, als er am Sonntag zu einer Gedenkveranstaltung anlässlich des 200. Jahrestages der Schlacht von San Lorenzo in Santa Fe weilte. Die Menschen wollten ihrem Unmut darüber Ausdruck verleihen, dass die Regierung den historischen Tag nicht zum Feiertag erklären wollte. Boudou musste zeitweise ins Mikro brüllen, um sich gegen die Pfiffe zu behaupten. Dabei bezeichnete er es als eine „faschistische Verhaltensweise“, einem anderen nicht zuhören zu wollen.
Die Reaktionen auf die Geschehnisse fielen unterschiedlich aus. Während die Aktionen gegen Kicillof fast einhellig verurteilt wurden, gab es im Falle Boudou auch andere Töne: „Die Schmähungen gegen Kicillof und seine Familie beschämen mich. Aber die Pfiffe gegen den ‚Patrioten‘ Boudou bereiten einem Freude“, so der Kommentar des oppositionellen Peronisten Felipe Solá. Die Abgeordnete Patricia Bullrich meinte, Boudou müsse erst einmal das Geld, das er beim „Ciccone“-Skandal kassiert habe, herausgeben, bevor er zu einer Kundgebung wie der in Santa Fe gehe.
Vertreter des Regierungslagers sprachen von einer von Sozialisten und Radikalen vorbereiteten Aktion gegen den Vizepräsidenten. Die sozialistische Regierung der Provinz Santa Fe wies die Vorwürfe zurück.
Argentinien
Treffen in London geplatzt
Timerman: „Malwinen in 20 Jahren unter argentinischer Kontrolle“
Héctor Timerman wollte nicht mit den Kelpern reden. (Foto: AP)
Buenos Aires (mc/dpa) – Eigentlich war es eine Farce: Der argentinische Außenminister Héctor Timerman war in London. Doch das vorgesehene Gespräch mit seinem britischen Amtskollegen William Hague über den Malwinen-Konflikt kam letztlich nicht zu Stande. Timerman lehnte es ab, da die britische Seite darauf bestand, dass auch die Bewohner der Malwinen (Kelper) mit einer Delegation an der Unterredung teilnehmen sollten.
In einem offenen Brief bedauerte Timerman, dass Hague nicht ohne die „Überwachung“ der Kelper mit ihm sprechen könne. Die Beschlüsse der Vereinten Nationen sähen nicht die Teilnahme von Dritten an Gesprächen über den umstrittenen Status der Inseln vor. Er lud Hague zu einem bilateralen Gespräch in Buenos Aires ein.
Timermans Weigerung stieß bei den Kelpern auf völliges Unverständnis: Die argentinische Regierung fordere seit Längerem Gespräche zu den Hoheitsrechten über die Inseln ein – und wenn nun die Möglichkeit dazu bestehe, würde sie nicht wahrgenommen, so die Insulaner in einem Brief, den Timerman sich weigerte anzunehmen. In Demokratien des 21. Jahrhunderts sollte es möglich sein, über Differenzen in vernünftiger und konstruktiver Weise zu diskutieren.
Der argentinische Außenminister wiederholte vor britischen Parlamentariern die Forderung nach Gesprächen mit der britischen Regierung, die aber nur ohne die Kelper stattfinden dürften. Gegenüber der Presse provozierte er dann noch mit der Ankündigung, dass die Malwinen innerhalb der nächsten 20 Jahre unter argentinischer Kontrolle stünden. Dies wiederum konterten die Kelper auf „Twitter“ mit der Bemerkung, Argentinien hätte größere Chancen, seine Fahne auf dem Mond zu hissen.
Allerdings machte Timerman auch deutlich, dass seine Regierung nicht daran denke, die Hoheitsrechte über die seit 180 Jahren britisch verwalteten Inseln mit Gewalt wiederzuerlangen, wie es die argentinischen Militärs 1982 mit einer Invasion versucht hatten. „Ich bin selbst ein Opfer dieser Diktatur. Nehmt mich ernst. Argentinien ist ein Land, das unter demokratischen Regierungen in 100 Jahren an keinem Krieg teilgenommen hat.“
In einer weiteren Pressekonferenz kündigte Timerman Sanktionen gegen britische Firmen an, die nahe den Malwinen Erdöl fördern wollen. Dies könne eine „ökologische Katastrophe“ nach sich ziehen, warnte der Außenminister. Dafür werde man dann Großbritannien verantwortlich machen.
Zum Abschluss seiner unter dem Strich ergebnislosen Visite im Vereinigten Königreich stimmte Timerman aber auch etwas versöhnlichere Töne an: Argentinien wolle grundsätzlich das Leben der Malwinen-Bewohner nicht erschweren, sondern verbessern, so der Außenminister. Im März stimmen die Kelper bekanntlich über ihren politischen Status ab. Ein Referendum, das von Argentinien nicht akzeptiert wird.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Schulische Ziele
Das Angebot an Ganztagsschulen soll in den nächsten vier Jahren verdoppelt werden. Bis 2016 soll es statt der heute 2400 dann 4800 Ganztagsschulen im ganzen Land geben. Dies geht aus dem nationalen Erziehungsplan hervor, den Bildungsminister Alberto Sileoni am Dienstag im „Teatro Gran Rex“ vorstellte. Des Weiteren wurden Pläne zur besseren schulischen Integration der Fünfjährigen angekündigt. Bis zum nächsten Jahr sollen 25.000 Kinder dieser Altersgruppe, die bislang noch außerhalb des Schulsystems waren, eingeschult werden. Aber auch noch jüngere Kinder sollen verstärkt an Erziehung und Schule herangeführt werden. So sollen bis 2016 insgesamt rund 120.000 Vierjährige schulisch erfasst worden sein. Dafür werden 3000 Klassenräume gebaut. Zudem sind für Kleinkinder in sozial schwierigen Verhältnissen spezielle Integrationsmaßnahmen vorgesehen. Was die Sekundarstufe betrifft, wollen die Schulpolitiker vor allem dafür sorgen, dass möglichst viele Schüler die gesetzlich vorgesehene Schulzeit von 13 Jahren absolvieren. Die Zahl derjenigen, die die Schule vorzeitig verlassen, soll minimiert werden. Zudem ist geplant, die Zahl von Schulen mit künstlerischer bzw. sportlicher Schwerpunktsetzung zu vergrößern.
Bau abgebrochen
Rolle rückwärts beim Ausbau der U-Bahn (Subte) im Buenos-Aires-Stadtteil Recoleta: Auf der „Plaza Intendente Alvear“, im Volksmund auch „Plaza Francia“ genannt, soll es nun doch keine Haltestelle für die Linie H geben. Dies gab das zuständige Unternehmen „Subterráneos de Buenos Aires“ (Sbase) am Mittwoch bekannt. Die bereits seit Monaten unterbrochenen Bauarbeiten werden endgültig eingestellt. Landschaftsgärtner sind beauftragt, einen der schönsten und beliebtesten Plätze wieder herzurichten, nachdem dieser durch die Maßnahmen erheblich in Mitleidenschaft gezogen war. Gründe für den Baustopp waren Probleme mit den Anwohnern sowie gestiegene Baukosten. „Der Ort ist ein beliebter Grünbereich mit großem Erholungswert. Sbase hat daher entschieden, ihn zurückzugeben“, so das Unternehmen in einer Pressemitteilung. Wie nun die U-Bahn-Linie zukünftig verlaufen wird, muss das Stadtparlament entscheiden.
Klagen gegen ANSeS
90.360 neue Klagen wurden im Vorjahr gegen die staatliche Sozialversicherung ANSeS eingereicht. Dies geht aus den Zahlen hervor, die das Bundessozialgericht veröffentlichte. Das ergibt einen Schnitt von rund 8000 neuen Klagen pro Monat. Zusammengerechnet mit den in den Vorjahren eingeleiteten Verfahren lässt sich sagen, dass insgesamt mehr als 500.000 Klagen gegen ANSeS veranlasst worden sind. 300.000 von ihnen sind derzeit noch anhängig. 57.265 Verfahren konnten 2012 mit einem Urteil abgeschlossen werden, eine Zunahme um 33 Prozent gegenüber dem Jahr zuvor. Andererseits gibt es immer noch viele Berufungsverfahren, die sich derzeit auf 45.153 belaufen. Die meisten von ihnen strengte ANSeS an. Die Zahlen spiegeln die hohe Streitanfälligkeit des Sozialsystems wider. Dies hat vor allem damit zu tun, dass die staatliche Sozialversicherung die Ergebnisse der Rechtsprechung nicht einheitlich auf alle Rentner anwendet.
Schweinegrippe
Die Schweinegrippe (Grippe A) hat in der Provinz Buenos Aires ein Todesopfer gefordert. Es handelt sich um eine 39-jährige Krankenschwester aus Carmen de Areco, die gestern Vormittag im Krankenhaus Rossi in La Plata an den Folgen der Infektion starb. Eine Arbeitskollegin der Verstorbenen, bei der ebenfalls das Grippe-A-Virus festgestellt wurde, befindet sich derzeit in einem kritischen Zustand. Sie wird in La Plata behandelt. Die Gesundheitsbehörde der Provinz nimmt an, dass das Virus aus den USA stammt, da sich die gestern verstorbene Krankenschwester Ende Dezember in Orlando aufgehalten hatte. Die Provinzregierung rät, vor Fahrten in die USA eine Schweinegrippe-Impfung zu machen.
Haltezonen für Motorradfahrer
Für Motorradfahrer soll es an Ampeln bald neue Haltebereiche auf den Fahrbahnen geben. Dies gab das hauptstädtische Verkehrsamt bekannt. Vor allem auf der Straße „Córdoba“ sollen diese Flächen geschaffen werden, auf denen Motorradfahrer bei rotem Ampellicht warten können. Die Bereiche befinden sich direkt vor den Zebrastreifen und sind im Regelfall 3,20 Meter lang. Dahinter erst schließen die Autos an. Durch die Maßnahme soll verhindert werden, dass Motorradfahrer sich im Zickzack an den Autos vorbeischlängeln, wenn die Ampel auf Grün schaltet. Die Sicherheit für die Fahrer auf zwei Rädern soll so verbessert werden. Im Vorjahr war fast jedes dritte schwere Unfallopfer auf den Straßen der Hauptstadt ein Motorradfahrer. Auf der „9 de Julio“ gibt es bereits seit dem vorigen Jahr Haltezonen für Motorräder. Nun sollen an zahlreichen Kreuzungen der Straße „Córdoba“ zwischen „Reconquista“ und „Mario Bravo“ weitere folgen.
Schwester der Präsidentin
Bislang hatte sich Giselle Fernández sehr zurückgehalten, was Politik betrifft. Doch nun zeigte sich die jüngere Schwester der Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner erstmals bei politischen Veranstaltungen des regierungsnahen Bündnisses „Unidos y Organizados“. Zudem gab sie dem Sender „Radio Nacional“ ein Interview, in dem sie über Politisches wie Persönliches Auskunft gab. Dabei sagte sie, dass es nicht leicht sei, negative Kritik über ihre Schwester bzw. ihren Schwager Néstor Kirchner zu hören. Schließlich gehörten sie zur selben Familie. Und überhaupt müsste man angesichts der Veränderungen, die das Präsidenten-Ehepaar herbeigeführt habe, eigentlich nicht anderes als Lob und Dank hören. Dass ihr vor zweieinhalb Jahren verstorbener Schwager Néstor ein Nationalheld werden würde, sei diesem praktisch schon in die Wiege gelegt worden. Denn er kam wie General San Martín an einem 25. Februar zur Welt, zog Giselle Fernández Parallelen. Ob die CFK-Schwester, die im Krankenhaus von La Plata beschäftigt ist, selbst einmal ein politisches Amt anstrebt, dazu hat sie sich noch nicht geäußert. (AT/mc)
Meinung
Kommunaldemagogie
Über zweitausend Kommunen oder Gemeinden finanzieren sich in Argentinien mit eigenen Einnahmen und gegebenenfalls Zuschüssen ihrer Provinzen. Die Nationalregierung enthielt sich der Zuschüsse, die Präsident Carlos Saúl Menem vor zwei Dezennien einführte, ohne die Gelder über die Provinzregierungen zu schleusen. Diese Praxis, die eigentlich gesetzeswidrig ist, nahmen die Kirchners auch auf.
Für die Wahlen von 2013, um die Hälfte der Nationaldeputierten, ein Drittel der Senatoren sowie Provinzparlamentarier und Gemeinderäte im kommenden Oktober zu erneuern, bereitet die Regierung ein Hilfsprogramm für bestimmte Kommunen vor.
Es handelt sich hauptsächlich um die Gemeinden im Raum Groß-Buenos Aires, wo die Regierung Stimmen für ihre Kandidaten anspricht. Die Wahlaussichten für die Regierungspartei in den anderen großen Provinzen Santa Fe, Córdoba und Mendoza sind nicht gut, so dass sie alle Karten auf die Provinz Buenos Aires setzt, vor allem in besagten Gemeinden.
Hierfür plant sie, über eine Milliarde Pesos ihres Haushalts für diese Kommunen locker zu machen, ohne die Provinzregierung zu bemühen. Die Zuschüsse sollen gezielt sein. Sie werden für gewisse Projekte eingesetzt, die sichtbare Investitionen darstellen. Deshalb soll es sich nur um Projekte der Infrastruktur handeln, die vor dem Wahltermin vollendet werden, damit sie Eindruck auf die Wähler machen. Das sind dann relativ kleine Projekte, die in wenigen Monaten durchgeführt werden können, allenfalls ein öffentlicher Platz oder eine Straße, die zu reparieren sind, oder andere ähnlichen Charakters. Projekte, die nach den Wahlen vollendet werden, interessieren die Regierung nicht, weil sie zum Wahltermin nicht vorgezeigt werden können. Mit dieser rein demagogischen Methode des Wählerfangs hofft die Regierung, die Wahlaussichten ihrer Kandidaten zu verbessern. Es geht dabei unterschwellig stets um das Ziel, bei den kommenden Parlamentswahlen genügend Deputierte und Senatoren zu mustern, die eine Zweidrittelmehrheit im Kongress für die Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung zwecks Wiederwahl in Folge der Präsidentin ermöglichen sollen, die sonst am 10. Dezember 2015 ihr Amt an ihren gewählten Nachfolger abgeben muss. Für dieses politische Ziel soll offenbar jede Demagogie herhalten.
Die Kommunen des Raums Groß-Buenos Aires sind längst übervölkert, weil sie Ziel der unaufhörlichen Landflucht aus dem Landesinneren und aus benachbarten Ländern wie Paraguay, Bolivien und Peru sind. Die Menschen, die sich hier ansiedeln, bedürfen der Infrastruktur wie Wohnungen, Straßen, Strom, Gas, Hospitäler, Personentransport und Schulen, die zum größten Teil vom Staat finanziert werden. Hier sind die Gemeinderegierungen deutlich überfordert, ebenso die Provinzregierung, die längst im Defizit wirtschaftet. Indem die Nationalregierung mit den erwähnten Zuschüssen antritt, mögen sich die Mängel der Infrastruktur lindern, aber sicherlich nicht lösen. Je besser die Infrastruktur in Groß-Buenos Aires wird, desto stärker werden die Landflucht und die Einwanderung, so dass neue Probleme entstehen. Buenos Aires und Umgebung als Großstadt, ebenso in kleinerem Umfang Rosario und Córdoba, bilden Anziehungspunkte für Menschen aus dem Inland und benachbarten Ländern. Die erwähnte Kommunaldemagogie mit kleinen Investitionen sind freilich nur ein Tropfen auf einem heißen Stein, aber sie mögen Wähler ansprechen, indem sie eine Regierung zeigen, die konkrete Probleme löst, was ihr bei den beiden Hauptproblemen Argentiniens der Gegenwart, die Bekämpfung der Inflation und die Sicherheit, gewiss nicht gelingt.
Meinung
Unterschiedliche Plagiate
Von Stefan Kuhn
Die Liste wird länger. Nach Verteidigungsminister Karl Theodor zu Guttenberg (CSU), den FDP-Europaabgeordneten Silvana Koch-Mehrin und Jorgo Chatzimarkakis, dem Bundestagsabgeordneten Bijan Djir-Sarai (FDP), den Landtagsabgeordneten Matthias Pröfrock (CDU) und Florian Graf (CDU), der FDP-nahen Politikwissenschaftlerin Margarita Mathiopoulos und Veronika Saß, der Tochter des früheren bayrischen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber (CSU), ist jetzt Annette Schavan (CDU) der Doktortitel aberkannt worden. Die Universität Düsseldorf sah in der Dissertation der Bundesministerin für Bildung und Forschung den „Tatbestand einer vorsätzlichen Täuschung durch Plagiat“ gegeben.
Das ist eine harte Entscheidung und etwas übertrieben. Schavans Anleihen von anderen Autoren gehen zwar über die von ihr zugegebenen „Flüchtigkeitsfehler“ hinaus, aber sie unterscheiden sich deutlich vom schamlosen Abschreiben eines Guttenberg, dessen Arbeit zu 60 Prozent aus nicht zitierten Fremdquellen bestand. Plagiat ist nicht gleich Plagiat, man muss da schon Unterschiede machen. Schavan hat an mehreren Stellen einen Autor wörtlich zitiert, dann dessen Gedanken umformuliert und ihn schließlich wieder wörtlich zitiert. Das macht man nicht unabsichtlich, sondern aus „Schönheitsgründen“. Es sieht einfach besser aus als ein wörtliches Zitat über eine halbe Schreibmaschinenseite. Da von vorsätzlichem Betrug zu sprechen, ist doch etwas zu viel des Guten.
Dem Doktorvater dürften solche Tricks bekannt gewesen sein. Ihm ging es um die wissenschaftliche Qualität der Arbeit, und diese wird im Fall Schavan auch nicht in Frage gestellt. Vermutlich hat für die heutige Prüfungskommission die Menge solcher unsauberen Stellen den Ausschlag für die Aberkennung des Doktortitels gegeben. Es wäre in dieser Hinsicht allerdings nicht uninteressant, auch die Dissertationen der Kommissionsmitglieder zu prüfen. Astrein werden wohl die wenigsten Doktorarbeiten sein. Auf der Skala zwischen „astrein“ und Guttenberg wird man Schavan aber noch im unteren Drittel finden.
Es ist gut, dass es Plagiatsjäger gibt. Dadurch werden die Universitäten sensibilisiert und Gefälligkeitspromotionen verringert. Auch der Titelwahn, in Deutschland gibt es derzeit mehr als 200.000 Doktoranden, dürfte etwas abebben. Man muss aber vorsichtig sein, dass aus einer im Grunde guten Sache keine Hexenjagd wird. Der Untersuchungsausschuss der Uni Düsseldorf hätte sicher einen Ermessensspielraum gehabt, aber der öffentliche Druck ist inzwischen sehr hoch. Die Professoren glauben, mit Härte den guten Ruf der Universität zu erhalten.
Man muss dennoch zwischen einer 25-jährigen Studentin, die vor 33 Jahren hart an ihrer Dissertation gearbeitet hat, und einem 36-jährigen Politiker, der die seine zwischen Ausschusssitzungen hingeschludert hat oder hinschludern ließ und dafür mit „Summa cum laude“ bewertet wurde, unterscheiden. Schavan hat ihren Titel trotz der unsauberen Stellen in ihrer Arbeit verdient, Guttenberg hat sich seinen akademischen erschlichen. Dabei dürften sein Adelstitel und sein Parteibuch für die Promotion an der Universität Bayreuth in seinem bayrischen Stammland sicher nicht hinderlich gewesen sein.
Die Frage, ob Schavan zurücktreten sollte, ist nicht so einfach zu beantworten. Als Bundesministerin ist sie auch für die Wissenschaft zuständig, da ist die Glaubwürdigkeit schon etwas erschüttert, wenn die Ressortchefin bei ihrer Dissertation wissenschaftlich unsauber gearbeitet hat. Auf der anderen Seite hatte Schavan vor ihrem Eintritt in die Politik auch eine erfolgreiche wissenschaftliche Karriere. Sie muss wohl selbst entscheiden, ob sie dem Druck standhält. Es könnte allerdings sein, dass Bundeskanzlerin Angela Merkel ihr die Entscheidung abnimmt. Im Wahljahr der Opposition eine zusätzliche Angriffsfläche zu bieten, ist nicht sehr klug.
Meinung
Randglossen
Für die kommenden Wahlen müssen sich alle Politiker für die Kandidaturen vorbereiten, die ihre Parteien vorstellen werden. Vorreiter waren dieser Tage Ex-Vizepräsident Julio Cobos, der sich für ein Amt als Nationaldeputierter seiner Heimatprovinz Mendoza bewirbt, wo er offenbar gut bei den Wählern ankommt. Ebenso bewirbt sich Exgouverneur Hermes Binner um das gleiche Amt als Nationaldeputierter seiner Provinz Santa Fe, nachdem er sich 2011 als Präsidentschaftskandidat vorgestellt hatte und an zweiter Stelle nach Cristina Kirchner landete. Allerdings will Binner Internwahlen seiner Provinz vermeiden. Für alle Fälle.
Oberster Richter Carlos Fayt hat dieser Tage seinen 95. Geburtstag gefeiert, sicherlich ein Rekord in der argentinischen Justiz. Er hält dieses Amt seit 1984, als ihn Präsident Raúl Alfonsín ernannte. Früher hatte der Richter in der sozialistischen Partei seine politische Laufbahn begonnen. Die Verfassungsnovelle von 1994 begrenzte das Pensionsalter auf 75 Jahre, aber Fayt beanstandete die Anwendung dieser Klausel für vorher ernannte Richter als verfassungswidrig vor Gericht und gewann. Seither amtiert er täglich im obersten Gerichtshof und denkt offenbar nicht an den Ruhestand, den er sicherlich verdient, den er aber ablehnt, solange ihm seine Gesundheit das erlaubt.
Da schließt einer von sich auf andere. Hessens FDP-Chef Jörg-Uwe Hahn fragt sich allen Ernstes, ob die deutsche Gesellschaft schon so weit ist, einen asiatisch aussehenden Vizekanzler „noch länger“ zu akzeptieren. Wenn Hahn nicht bereit ist, seinen Parteivorsitzenden Philipp Rösler noch länger zu akzeptieren, dann sollte er nicht die deutsche Gesellschaft vorschieben. Das Leiden der Liberalen hat vielleicht auch mit Rösler zu tun, aber gewiss nicht mit dessen Herkunft. Die Grünen haben einen türkischstämmigen Vorsitzenden und sind in Umfragen mehr als drei Mal so stark wie die FDP. In einem hat Hahn aber Recht. Die Lage der FDP hat viel mit ihrem Personal zu tun. Vor allem mit Politikern wie ihm.
Da hat die Politik ihre Sorgfaltspflicht wohl übertrieben. Die australische Gesundheitsbehörde will bei Kindergeburtstagen die Kerzen auf dem Geburtstagskuchen abschaffen. Im Prinzip ist das nachvollziehbar, denn das Ausblasen der Kerzen geht bei Kindern selten ohne einen leichten Sprühregen ab. Dadurch werden Keime verbreitet. Ärzte halten die Maßnahme allerdings für Schwachsinn, denn Keime stärken das Immunsystem der Kinder. Wenn das Geburtstagskind nicht gerade Grippe hat, ist der Kinderschutz etwas übertrieben. Zudem waren die Gesundheitsfunktionäre wohl noch nie in einem Kindergarten. Keimfrei geht es dort nicht zu. Man isst von fremden Tellerchen, trinkt aus anderen Fläschchen oder nimmt Spielsachen in den Mund, die schon in anderen Mündern waren. Geburtstagstorten sind da ein kleines Problem.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im Januar: +24,3%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschließlich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im Januar 2013 mit $ 65,68 Mrd. um 24,3% über dem gleichen Vorjahresmonat. Das Ergebnis wurde nach oben frisiert, indem 87,7% weniger als Rückgaben der MwSt und 71,4% weniger als Rückvergütungen gezahlt wurden, die direkt vom Steuererlös abgezogen werden. Die Zunahme liegt dennoch leicht unter der interanuellen Inflationsrate, die jetzt auf Grund privater Preiserhebungen im Januar auf etwa 27% veranschlagt wird.
Das magere Ergebnis ist vorwiegend auf den Rückgang beim Erlös der Exportsteuern zurückzuführen, der dieses Jahr mit $ 2,97 Mrd. um 35,7% unter dem Vorjahr lag. Das ist eine Folge der niedrigen Ernte des Jahres 2012, wobei beim Weizen, der zum großen Teil im Dezember und Januar geerntet wurde, die Landwirte einen bedeutenden Teil der Ernte einbehielten, was durch die großen Kunststoffschläuche, die auf dem Land direkt mit Getreide gefüllt werden, erleichtert wird. Die Landwirte rechnen mit einem günstigeren Wechselkurs, was durch den Höhenflug des Schwarzkurses angespornt wird.
Das Ergebnis der MwSt war netto mit $ 19,13 Mrd. um 26,4% höher als im Vorjahr. Dabei lag jedoch der Erlös der direkt vom Steueramt eingenommenen Steuer mit $ 13,32 Mrd. um 20,1% über dem Vorjahr, während die von Zollamt einbehaltene Steuer mit $ 5,85 Mrd. 33,1% mehr ergab. Ebenfalls lag der Erlös der Importzölle mit $ 1,77 Mrd. um 42,6% über dem Vorjahr. Das sind jedoch künstliche Zunahmen, da sich im Vorjahr die Importhemmung, die Staatsekretär Moreno eingeführt hat, voll ausgewirkt hat, während dieses Jahr wieder mehr Importe genehmigt wurden. Da im Januar die MwSt auf den Dezemberumsatz gezahlt wird, deuten die erwähnten Zahlen auf ein mäßiges Geschäft zu Weihnachten und Neujahr hin.
Die Gewinnsteuer ergab $ 12,51 Mrd., 31,6% mehr als im Vorjahr. Hier hat sich die Einfrierung des steuerfreien Minimums und der progressiven Skala im Jahr 2012 ausgewirkt, ebenfalls die Tatsache, dass die Bilanzen zwecks Berechnung der Gewinnsteuer nicht wertberichtigt werden. Die Inflation hat hier dem Staat zu wesentlich höheren Einnahmen verholfen.
Die Steuer auf Giro- und Sparkontenbewegungen (genannt Schecksteuer) lag im Januar mit $ 4,13 Mrd. um 27% über dem Vorjahr und hat somit etwa im Ausmass der Inflation zugenommen. Die Zunahme sollte eigentlich höher sein, da aus Sicherheitsgründen und wegen der Erleichterung der Zahlungen über Internet weniger mit Bargeld gezahlt werden sollte.
Die Einnahmen des sozialen Systems (das von der ANSeS verwaltet wird) lagen mit $ 21,44 Mrd. um 31,3% über dem Vorjahr. Das ist vornehmlich auf Lohn- und Gehaltserhöhungen, aber auch auf eine Erhöhung der Zahl der legal Beschäftigten zurückzuführen.
Bei der Verteilung der Januar-Einnahmen erhielt der Nationalstaat nur 16,9% mehr als im Vorjahr, während die Provinzen 29,1% mehr und das Sozialsystem 28,9% mehr erhielten. Das ist darauf zurückzuführen, dass die Exportzölle weniger ergaben, an denen die Provinzen nur im Fall der Sojabohne (beschränkt) beteiligt sind.
Deutsche mit zunehmendem Wohlstand
Wie es uns geht? Immer besser! Ausgerechnet in der Finanzkrise ist der wahre Wohlstand der Deutschen gewachsen. Zu diesem überraschenden Ergebnis führt jedenfalls die Berechnung des Nationalen Wohlfahrtsindex (NWI). Danach hat die Wohlfahrt der Bundesrepublik vor allem in den Krisenjahren 2008 und 2009 nicht ab-, sondern zugenommen. Anders als die meisten Ökonomen annehmen, ging es dem Land damals nicht schlechter, sondern besser. Und das, obwohl das Bruttoinlandsprodukt (BIP) dramatisch einbrach.
Das NWI-Ergebnis ist nicht nur verblüffend. Es könnte auch die Debatte über den Sinn und die richtige Bewertung von Wirtschaftswachstum weiter befeuern. Bisher messen die meisten traditionellen Ökonomen und auch viele Politiker den Wohlstand eines Landes vor allem durch das Bruttoinlandsprodukt. Wächst das BIP einer Volkswirtschaft, so die Annahme, geht es auch der Bevölkerung besser. Zumindest tendenziell. Das spiegele nur einen „illusionären Wohlstandszuwachs“ wider, monieren hingegen die Kritiker dieser Logik. Weder beziffere das BIP den Naturverbrauch, noch beantworte es die Frage, wem der wachsende Wohlstand zugutekomme. Das, was in einem Land dauerhaft ein gutes Leben ermögliche, müsse man anders messen.
Erst am vergangenen Montag hatte dieser Dissens zu heftigem Streit im Bundestag geführt. In der Enquetekommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“ hatten sich die Parteien nicht auf ein gemeinsames Papier über den künftigen Stellenwert von Wirtschaftswachstum einigen können. Während Union und FDP betonen, dass das BIP weiterhin ein „guter“ Indikator sei, fordern die Oppositionsfraktionen eine verstärkte Suche nach Alternativen zur klassischen Wachstumspolitik.
Der NWI soll genau dabei helfen. Der Index, der von Wissenschaftlern der Freien Universität Berlin und der Heidelberger Forschungsstätte der Evangelischen Studiengemeinschaft entwickelt wurde, misst gleich drei Komponenten: das wirtschaftliche Kapital, das natürliche Kapital und das soziale. Damit macht er nicht nur den ökologischen Preis des reinen Wirtschaftswachstums stärker sichtbar. Er misst auch die gesellschaftliche Wohlfahrt und damit wichtige Grundbedingungen für ein gutes Leben.
Was kompliziert klingt, wird im Konkreten plausibel: Verschmutzt ein Land seine Flüsse, sinkt das NWI. Das klassische BIP hingegen könnte dies gar nicht beinhalten. Es würde sogar steigen, wenn Unternehmen an der Umweltverschmutzung verdienen. Der NWI steigt hingegen, wenn die Umwelt geschont und beispielsweise weniger CO‚ in die Luft gepustet wird. Oder wenn mehr Menschen ehrenamtlich arbeiten. Oder wenn die Ausgaben für Bildung steigen.
Am Beispiel der Krisenjahre werden die Folgen der unterschiedlichen Messmethoden deutlich. Stellt man die Frage, ob wir in der Krise ärmer geworden sind, geben BIP und NWI ganz unterschiedliche Antworten. Traut man dem BIP-Blick, dann ist unser Wohlstand auf dem Höhepunkt der Krise geschrumpft, schließlich brach die Wirtschaft damals ein. Das NWI dagegen rechnet uns für jene Zeit reicher – aus drei Gründen: Erstens ist der private Konsum nicht eingebrochen, die Menschen leisteten sich also genauso viel wie zuvor. Zweitens schrumpfte der CO2-Ausstoß, weil einige energieintensive Unternehmen die Produktion reduzierten. Also wurde die Umwelt geschont. Und drittens haben sich mehr Menschen sozial engagiert, auch das schlägt sich positiv nieder. Der NWI bestätigt damit nicht nur den Eindruck vieler Deutscher, die trotz aller Börsenturbulenzen der vergangenen Jahre das Gefühl hatten, es gehe ihnen und dem Land doch in Wahrheit ganz gut. Es zeigt auch, wie ein anderer Blick auf Zahlen das Urteil über die Wirklichkeit verändern kann.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,00, um 0,30% über der Vorwoche und um 1,52% über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 42,56 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum zum 31.03. bei $ 5,102, zum 30.06.13 bei $ 5,358, zum 30.09.13 bei $ 5,649 und zum 30.12.13 bei $ 5,95. Der Terminkurs per Ende Dezember 2013 lag um 21,88% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 7,68.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 4,61%, liegt jedoch um 15,72% über Ende 2012.
***
Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 1,16% und lagen um 9,57% unter Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 2,89% und lagen um 9,66% über Ende 2012. Boden 2014 gingen um 0,24% zurück und lagen um 3,27% über Ende 2012. Boden 2015 fielen zur Vorwoche um 0,28% und gegenüber ende 2012 um 4,09%, und Boden 2013 blieben zur Vorwoche unverändert und lagen 1,20% im Plus seit Jahresende 2012.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 178,20 (Vorwoche $ 178,11 je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 254,58 (Vorwoche $ 254,45).
***
Die zusätzlichen Zollkontrollen, die seit vier Monaten bestehen, haben die Schiffe zu einem längeren Aufenthalt gezwungen, was mit hohen zusätzlichen Kosten verbunden ist. Zwischen Mitte Oktober, als die neuen Normen eingeführt wurden, und Mitte Januar 2013, erlitten 407 Schiffe, von insgesamt 654, die in argentinischen Häfen anlegten, um mit Getreide u.a. Produkten beladen zu werden, eine durchschnittliche Verzögerung der Ladezeit von 18,45 Stunden. 11,5 Mio. t Waren konnten als Folge dieser Lage nicht verschifft werden. Die Verzögerung schafft auch finanzielle Probleme.
***
Im bilateralen Handel mit dem wichtigsten Handelspartner, Brasilien, verzeichnet Argentinien im Januar ein Defizit von u$s 124 Mio.. Der Export erreichte u$s 1,275 Mrd, um 5,5% weniger gegenüber dem gleichen Monat im Vorjahr, während die Importe aus dem Nachbarland mit u$s 1,399 Mrd. um 2,3% niedriger als im Vorjahresmonat ausfielen. Das letzte Kalendervierteljahr 2012 war in den einzelnen Monaten durchweg positiv für Argentinien ausgefallen. Im vergangenen Monat ging der bilaterale Handel um 3,8% zurück, und fiel, gemessen auf das gesamte vergangene Jahr gegenüber 2011, um 13%, berichtete das Consulting Büro abeceb.
***
Nach einer zweiwöchigen Verhandlungspause erlaubt Brasilien wieder die Einführung von argentinischer Trockenmilch. Die getroffene Vereinbarung ist bis Januar 2014 gültig. Die Quote von importierter Trockenmilch lag letztes Jahr bei 40.121 t, bei einem Verbrauch von insgesamt 104.132 t.
***
Das ehemalige Werk von Carbometal in San Rafael, Mendoza, steht kurz vor der Wiedereröffnung, nachdem alle umweltspezifische Vorlagen erfüllt sind. Das Projekt wird von der Firma Manferro vorangetrieben, und sieht die Schaffung von 150 Arbeitsplätzen vor. Hier sollen monatlich bis zu 1100 t Siliziumeisen erzeugt werden.
***
Im Januar sind 107.092 Kfz im nationalen Register eingetragen worden, 5,06% weniger als vor einem Jahr. Das entspricht der Verkäufen der Agenturen an ihre Kunden. Wie der Agenturenverband Acara mitteilte, handelt es sich um den sechsten innerjährlichen Rückgang in Folge. Das Ergebnis vom letzten Januar reflektiert trotzdem den historisch zweitbesten Wert des ersten Monats im Jahr. Besonders stark zeigten sich die Verkäufe von Pick-ups sowie 4x4 Fahrzeuge und LKWs. Leichte Nutzfahrzeuge wiesen eine Zunahme von 20% aus.
***
Die mit 7410 Kilometer längste Frachteisenbahnstrecke im Land, die zur ehemaligen Belgrano-Bahn gehört, wird zur Zeit von der Gesellschaft Sociedad Operadora de Emergencia S.A (SOE) verwaltet, und signiert unter dem Namen Belgrano Cargas. Am Montag kündigte die Präsidentin die Schaffung einer neuen staatlich kontrollierten Aktiengesellschaft an, Ferrocarril de Carga y Logística General Belgrano, die unter Leitung von Marcelo Bosch diese Bahnlinie verwalten soll. Außerdem wurden die Frachttarife als von öffentlichem Interesse erklärt, was bedeutet, dass sie die Regierung festsetzt. Des weiteren kündigte die Präsidentin den Ankauf von neuen Waggons für dieses Eisenbahnunternehmen an. Gleichzeitig sollen bereits bestehende Waggons vollständig renoviert werden. SOE gehört Franco Macri und chinesischen Investoren zu 51,9%. Den Rest teilen sich in gleichen Teilen Gabriel Romero von Ferrovías und Benito Roggio von Metrovías. Es wurde nicht erklärt, ob die bestehenden Aktionäre als solche verbleiben, und in welcher Eigenschaft, oder ob sie entschädigt werden. Auch wurde kein staatlicher Kapitalbeitrag genannt, wobei diese Eisenbahn hohe Investitionen benötigt, um konkurrieren zu können. Zunächst müssen die Schienen weitgehend erneuert werden, um normale Geschwindigkeiten zu erlauben und Entgleisungen zu vermeiden. Von den Privatisierungen der Frachteisenbahnen, die in den 90er Jahren vollzogen wurden, ist die der Belgrano-Bahn die einzige, die gescheitert ist. Dabei sollte gerade diese Bahn, die die längsten Strecken zurücklegt, bei der Konkurrenz mit dem Lastwagen am erfolgreichsten gewesen sein.
***
Das staatliche Erdölunternehmen YPF erhält von der Provinz Neuquén durch die Dekrete 1740/12 sowie 1972/12 die Konzessionen für die Gebiete von Don Ruiz sowie Chihuido de la Salina Sur zurück, die ihr entzogen worden waren, weil die Konzessionsfristen abgelaufen waren. Der vom Unternehmen vorgestellte Investitionsplan wurde von der Provinz als “befriedigend” bezeichnet.
***
Der Export von Fischereiprodukten fiel 2012 mengenmäßig um 5,8%, und wertmäßig um 8,4% auf u$s 1,32 Mrd. zurück. Fast 40% der Ausfuhren betrafen Garnelen, gefolgt vom Seehecht. Spanien war auch im letzten Jahr der wichtigste Kunde argentinischer Meeresprodukte.
***
Unter mehr als 1200 Produzenten aus der Provinz Catamarca sollen die $ 13 Mio. verteilt werden, die vom lokalen Produktionsministerium zum Erhalt der Preise von Weinmost und Quittenfruchtfleisch zur Verfügung gestellt wurden.
***
Die Europäische Union hat neue Handelshemmnisse für den Import von argentinischem Biodiesel in Kraft gesetzt. Die EU führt seit Ende Januar ein Register mit genauen Einfuhrstatistiken aus Argentinien und Indonesien, wegen des Verdachts von Dumpingmaßnahmen. Wie es heißt, erhält die argentinische Industrie Sojaöl zu einem Preis, der um 32% unterhalb seines internationalen Wertes liegt. Das ist eine Folge des Exportzolls von 35% auf Sojabohne. Nach Ansicht der Argentinischen Kammer für Biodiesel, Carbio, werden durch diese Maßnahmen zusätzliche Hürden geschaffen..
***
Die Produktion von Automobilen, Lastwagen, Kleinlastern und Gestellen für Omnibusse lag im Januar 2013 mit 44.061 Einheiten um 4,9% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der lokalen Fabrikanten ADEFA. Die Lieferungen an Agenturen lagen mit 58.070 Einheiten um 7,7% und die Exporte mit 24.195 um 8,2% über dem Vorjahr. Von den an die Agenturen gelieferten Kfz waren 21.292 lokal erzeugt, 9,5% mehr als im Vorjahr. Der größere Teil der lokalen Verkäufe war dennoch weiter importiert, was mit Exporten (vornehmlich nach Brasilien) ausgeglichen wurde.
***
Das neue Kapitalmarktgesetz sieht eine Verringerung der Zahl der aktuell tätigen Börsenmakler vor, sowie eine Neukategorisierung in drei Hierarchien. So soll zwischen denen mit einer Marktzulassung und solche die nur untereinander arbeiten können, unterschieden werden. Außerdem entsteht eine neue Kategorie von Maklern, zuständig für die Kontrolle und Abwicklung der Börsengeschäfte. Gegenwärtig gibt es 180 zugelassene Börsenmakler, von denen 50 nur sehr selten aktiv sind. Diese sollen rekategorisiert werden und mit mit anderen zusammenarbeiten. Schließlich entstehen die neugeschaffenen Clearingmakler.
***
Die sogenannten chinesischen Supermärkte beteiligen sich, wie auch die großen Supermarktketten Jumbo, Disco, Coto, Carrefour und Wal-Mart an der Einfrierung der Preise bis 1. April für alle Produkte, die sie verkaufen.. An dieser Maßnahme nehmen ebenfalls die grossen Elektrohausketten teil, wie Frávega, Garbarino, Falabella, Rodó, Musimundo, Compumundo. Sodimac, Easy, Megatone und Ribeiro.
***
Am Dienstag hat die ZB bei der wöchentlichen Wechselausschreibung Offerten für $ 6,19 Mrd. erhalten und für $ 6,14 Mrd. angenommen. In der Woche verfielen Wechsel für $ 3,62 Mrd., so dass die ZB einen kontraktiven monetären Effekt von $ 2,51 Mrd. herbeigeführt hat. Im Januar (bis zum 25.) hat die ZB insgesamt $ 6,9 Mrd. zurückgezogen, plus weitere $ 8,5 Mrd. über Swap-Geschäfte. Auf diese Weise wurde die monetäre Basis (Banknoten in Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) um $ 14,7 Mrd. verringert. Die Zinsen für Lebac lagen je nach Laufzeit zwischen 13,11% und 17%.
***
Die Regierung hat verfügt, dass Importe, die für eine der zehn bestehenden Freihandelszonen bestimmt sind (von denen die wichtigste, mit 90% des Gesamtumsatzes, die von La Plata ist), zunächst ohne die vorangehende Importerklärung eingeführt werden können. Diese ist erst notwendig, wenn die Waren verzollt werden und das Zolllager verlassen. Diese Maßnahme ist ein kleiner Schritt in Richtung der Normalisierung der Importe.
***
Vietnam hat auf Grund des Besuches von Präsidentin Cristina Kirchner Argentinien als Lieferant von Nahrungsmitteln zugelassen, gab Landwirtschaftsminister N. Yauhar bekannt. Zunächst kann Argentinien Getreide und Ölsaaten und auch Obst liefern. Ab 1. Juli können auch Speiseöl, Mehl u.a. Produkte nach Vietnam exportiert werden.
***
Planungsminister Julio de Vido, der stellvertretende Wirtschaftsminister Axel Kiciloff und der Staatssekretär für den Bergbau, Jorge Mayoral, hielten sich zur Wochenmitte in den Vereinigten Arabischen Emiraten auf. Dort führten sie, gemeinsam mit dem Vorsitzenden von YPF, Miguel Galuccio, Gespräche mit Vertretern des staatlichen Energieunternehmens von Abu Dhabi, Taqa, über langfristige Pläne zur Energiegewinnung im Schiefergaslager von Vaca Muerta. Die Delegation traf auch Vertreter von der International Petroleum Investment Company, ein Investmentfonds welcher zu 100% den VAE gehört, und, unter vielen anderen Unternehmen, auch die Erdölfirma CEPSA besitzt.
***
Ein US-Pensionsfond hat Klage gegen YPF eingereicht. Das staatliche Erdölunternehmen habe es bei der Vorlage für ein öffentliches Verkaufsangebot in 2011 versäumt, über das mögliche Risiko einer Verstaatlichung aufzuklären. Wie weit diese voraussehbar war und den Aktionären mitgeteilt werden konnte, ist jedoch fraglich. In Argentinien war die Übernahme eines Teils des Aktienpaketes von Repsol eine Überraschung, umso mehr als sie rechtswidrig war. Mitangeklagt sind der Vorsitzende des spanischen Erdölunternehmens Repsol, Antonio Brufau, der ehemalige Vizepräsident von YPF, Enrique Esquenazi sowie sein Sohn Sebastián, und 14 weitere hochrangige Mitarbeiter von YPF vor de Mehrheitsübernahme durch den Staat. Der Pensionsfond hatte vor zwei Jahren YPF-Aktien erworben.
***
Auf Anordnung von Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno dürfen die großen Supermarktketten sowie die bekanntesten Geschäfte für Elektrohaushaltsgeräte keine Werbung mehr in den größten Tageszeitungen, sowie in Funk und Fernsehen platzieren. Der Befehl erstreckt sich bis zum 1. April, wenn die Einfrierung der Preise in Supermärkte und Elektrogeschäfte aufgehoben wird. Vorerst handelt es sich um einen mündlichen Befehl, dessen Rechtsgültigkeit zweifelhaft ist. Dennoch wollen die Supermärkte keinen Konflikt mit dem mächtigen und willkürlichen Moreno herbeiführen.
***
Das Ende 2012 abgelaufene Dekret, durch das die Einstellung zusätzlicher Arbeitnehmer punkto Sozialabgaben begünstigt wird, wurde durch Dekret 125/13 erneuert. Arbeitgeber, die bis Jahresende neue Mitarbeiter einstellen, dürfen während 24 Monaten einen Teil der Sozialabgaben sparen, unter der Bedingung dass kein Personal entlassen wird. Arbeitgeber müssen in diesem Fall während des ersten Jahres nur 50% bestimmter Beiträge an die ANSeS entrichten, und im zweiten 75%. Die Minderung gilt auf die Beiträge zum Pensionierungssystem, zur Krankenversicherung für Rentner “PAMI” und zum Familienlohn, aber nicht auf die Beiträge für die gewerkschaftlichen Sozialwerke, für das Gesundheitssystem ANSSAL und für die Arbeitsrisikoversicherung ( ART). Seit Einführung dieser Maßnahme wurden laut Regierung 1,7 Mio. neue Arbeitsplätze geschaffen.
***
Das Haushaltsgesetz sieht für 2013 Ausgaben des nationalen Kongresses von $ 3,86 Mrd. vor, gegen $ 2,84 Mrd. im Vorjahr (mit den Korrekturen, die im Laufe des Jahres vorgenommen wurden). Der Betrag für 2013 sieht jedoch keine Gehaltserhöhungen vor, so dass angenommen wird, dass er schließlich auf ca. $ 5 Mrd. steigt. Im Jahr 2011 wurden 10.836 Personen als Parlamentsbeamte verzeichnet, 2012 waren es 11.417 und dieses Jahr sind es 12.318. In zwei Jahren ist die ohnehin schon überhöhte Beamtenzahl um 1.482 Personen, gleich 13,7%, gestiegen. Ein geringer Teil der Beamten entfällt auf die Verwaltung, ein anderer auf die Bibliothek (die an Angestellten das Vielfache der unverhältnismäßig bedeutenderen Nationalbibliothek hat) und der Rest auf Mitarbeiter (angeblich “Berater”) der Senatoren und Deputierten. Meistens sind es politische Freunde, die auf diese Weise ein Gehalt erhalten. Die Gehälter von Senatoren und Deputierten liegen weit über denen, die bei den oberen Stufen der Staatsverwaltung bestehen. Sie verdienen mehr als Minister.
***
Die Nachfrage nach Arbeitskräften lag im Januar 2013 in der Bundeshauptstadt und Groß-Buenos Aires um 26,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat, gab die Fakultät für Unternehmenswissenschaften der Universität Di Tella bekannt. Die abnehmende Tendenz habe im Juli 2011 eingesetzt.
***
Beim staatlich kontrollierten Erdölunternehmen YFP lag die Gasförderung im 4. Quartal 2012 um 4,7% und die von Erdöl um 8,4% unter dem Vorjahr, berichtet der gut informierte Journalist Marcelo Bonelli in der Zeitung “Clarín” (8.2.13). Für ganz 2012 ist die Gasförderung von YPF um 3% gesunken, während die von Erdöl leicht gestiegen ist, was jedoch darauf zurückzuführen ist, dass die Erdölförderung von 2011 durch einen Streik von 100 Tagen beeinträchtigt wurde, so dass die Vergleichsbasis für 2012 anormal niedrig war. Die gesamte argentinische Gasproduktion lag 2012 um 3,5% und die von Erdöl um 1,6% unter 2011. Diese Entwicklung hat die Stellung des YPF-Leiters Miguel Galuccio geschwächt, jedoch andererseits dessen Vorstoß für höhere Preise für Benzin und Dieselöl gestärkt (was Binnenhandelssekretär Moreno stört), weil YPF Mittel braucht, um die Produktion erhöhen zu können.
***
Die Inhaber der Firma RBI, die eine Fabrik für Kfz-Zubehörteile im Vorort San Martín betreibt, haben letzte Woche wieder die effektive Kontrolle des Betriebes erhalten. Die Fabrik war Ende 2011 stillgelegt und dann von der Belegschaft besetzt worden, die die Enteignung und Übergabe an eine von dieser gebildeten Genossenschaft forderte. Das hat das Parlament der Provinz Buenos Aires dann auch per Gesetz verfügt. Doch Gouverneur Daniel Scioli hat ein Veto verfügt und die Räumung der Fabrik angeordnet, so dass die Besitzer jetzt die Tätigkeit wieder aufnehmen können, was jedoch nicht einfach ist. Auf alle Fälle muss hervorgehoben werden, dass Scioli für das Eigentumsrecht eingetreten ist und diese Konfiskation nicht zugelassen hat.
***
Die Getreidebörse von Buenos Aires hat die diesjährige Sojabohnenernte auf 50 Mio. Tonnen veranschlagt, 5% weniger als die letzte offizielle Schätzung. Im Oktober hatte das Landwirtschaftsministerium noch mit 55 bis 58 Mio. t gerechnet, und das US-Landwirtschaftsdepartement (das auf Grund der Auswertung der Satellitenaufnahmen eine gute Schätzung der Welternten vollzieht) mit 55 Mio. t, und kurz danach mit 54 Mio. t. Die Verringerung ist auf zu viel Regen in einigen Gegenden (was die Aussaat verzögert und als Folge die Erträge verringert hat) und zu wenig in anderen zurückzuführen. Bei der neuen Ernteschätzung für Sojabohne wird es kaum möglich sein, eine Gesamternte von Getreide und Ölstaaten von 100 Mio. t zu erreichen, umso mehr als die Weizenernte (wegen Rückgang der Saatfläche) niedrig war.
***
Nachdem das neue Kfz-Abkommen zwischen Argentinien und Mexiko in Kraft getreten ist, wurden im Januar 2013 2.460 Automobile aus Mexiko importiert, gegen 4.539 im gleichen Vorjahresmonat. Das Abkommen sieht Kontingente vor, um das Ungleichgewicht beim Kfz-Handel (zu Gunsten von Mexiko) zu verringern, Aus Mexiko werden folgende Modelle importiert: Fiat 500, Dodge Journey, Chevrolet Aveo, Honda CRV, VW Bora, Vento und Beetle, Nissan March, Tiida, Sentra NP 300, Versa und Ford Fiesta.
***
Das brasilianische Bergbauunternehmen Vale, das zweitgrößte der Welt, hat die Weiterführung ihres stillgelegten Riesenprojektes zur Ausbeutung von Kalium (“Potasio Rio Colorado”) in Mendoza von der Gewährung von Vorteilen bezüglich Devisenabrechnung und Steuern abhängig gemacht. Das Projekt stellt eine Investition von insgesamt ca. u$s 6 Mrd. dar, von denen u$s 1,8 Mrd. schon investiert worden sind. U.a. fordert die Firma die Ausnahme von der MwSt, was zusätzliche Einnahmen ca u$s 1 Mrd. jährlich bedeuten würde. Das Problem des Unternehmens besteht im gesunken Kaliumpreis und dem zurückgebliebenen Wechselkurs. Am Montag hat der brasilianische Minister für Industrie und Außenhandel, Fernando Pimentel, mit dem argentinischen Planungsminister Julio de Vido den Fall besprochen. Anfang März, wenn sich die Präsidentinnen Cristina Kirchner und Dilma Rouseff in Calafate (Provinz Santa Cruz) treffen, soll auch dieses Problem behandelt werden.
***
ZB-Präsidentin Mercedes Marcó del Pont gab bekannt, dass die privaten Fristdepositen bei Banken im Laufe des Jahres 2012 um ca. 50% zugenommen haben und im Januar 2013 um 5,7% gestiegen seien. Bezüglich der externen Lage sagte sie, dieses Jahr werde ein bedeutender Zahlungsbilanzüberschuss bestehen, so dass die Reserven trotz Einsatz für Amortisation von Dollarschulden bis Ende 2013 steigen würden. Sie wies darauf hin, dass die Kritik, die auf die abnehmenden ZB-Reserven hinweise, nicht berücksichtige, dass in den letzten Jahren über u$s 30 Mrd. für Tilgung von staatlichen Auslandsschulden eingesetzt worden seien.
***
Erziehungsminister Alberto Sileoni wies darauf hin, dass die Provinzen eine Gehaltserhöhung der Lehrer von 25% nicht verkraften können. Er betonte, dass das Abkommen der Nationalregierung mit den Lehrergewerkschaften nur eine Richtlinie sei, dass aber die Gehälter den Provinzen zur Last fallen. Er verhandle jetzt, um das ursprüngliche Angebot von 17% zu verbessern, das die Gewerkschaften, die 30,3% gefordert hatten, als ungenügend betrachtet hatten. Die Nationalregierung ist vorerst auch nicht bereit, den Provinzen mehr finanzielle Mittel zuzuschießen, damit sie die Gehälter stärker anheben können. Es wird befürchtet, dass das Schuljahr nicht, wie vorgesehen, Anfang März beginnen kann. Die Provinzen könnten die Lehrergehälter bestimmt stärker erhöhen, wenn sie die stark überhöhte Zahl der Ersatzlehrer verringern würden, die unnötig sind und bei Privatschulen kaum bestehen. Das ist jedoch sehr konfliktiv.
***
Der Gouverneur der Provinz Buenos Aires, Daniel Scioli, kündigte die Intervention des Betreibers der Autobahn von der Bundeshauptstadt bis La Plata, die Firma Coviares, an. Er will auf diese Weise die Realität des Unternehmens bezüglich Einnahmen, Ausgaben und Instandhaltung, prüfen können. Dies ist notwendig, um angemessene Tarife und eventuell Subventinen zu bestimmen. Im Dezember hatte das Provinzparlament die Übertragung dieser Autobahn vom Nationalstaat auf die Provinzverwaltung genehmigt.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die Arbeitslosigkeit ist in Brasilien im Jahr 2012 auf ihren historischen Tiefstand gesunken. Laut dem IBGE betrug die Arbeitslosenquote durchschnittlich 5,5% und lag damit noch unter dem Vorjahreswert von 6%. Die höchste Rate wurde in Salvador, im Bundesstaat Bahia, mit 7,2% angegeben, während die Stadt Porto Alegre, im Bundesstaat Rio Grande do Sul , mit 4% die niedrigste Arbeitslosenrate meldete. Im Dezember 2012 betrug die Arbeitslosigkeit gar nur 4,6%, ebenso ein historischer Tiefstwert, und war damit im Vergleich zum Vorjahresmonat (4,9%) ebenso leicht gesunken.
***
Ecuador erhält von der chinesischen Entwicklungsbank ein Darlehen über u$s 2 Mrd. Gleichzeitig wurde ein Vertrag unterschreiben, wonach Petroecuador 122 Mio. Barrel Öl an die staatlichen Unipec und Petrochina verkauft.
***
An der chilenischen Atacama Wüste entsteht die größte Fotovoltaikanlage Lateinamerikas, mit einer Kapazität von 100 MW. Die Vereinbarung wurde zwischen der chilenischen Stahl- und Bergbaugruppe CAP und der US-amerikanischen Solarfirma SunEdison unterschrieben.
***
Vom 15. bis 16. April 2013 findet in Berlin die 13. Lateinamerika-Konferenz der Deutschen Wirtschaft statt. Die Veranstaltung wird von den Trägern der Lateinamerika-Initiative der Deutschen Wirtschaft, DIHK, Bankenverband, BDI, BGA, Lateinamerika Verein sowie den deutschen Auslandshandelskammern in Lateinamerika ausgerichtet. Partnerschaft und Kooperation stehen im Mittelpunkt der Konferenz, die sich an rund 450 Entscheidungsträger aus Wirtschaft, Politik und Gesellschaft in Lateinamerika und Deutschland richtet. Ziel der Veranstaltung ist es, deutsche Unternehmen, die bereits in Lateinamerika tätig sind oder planen, sich dort zu engagieren, anhand ausgewählter Schwerpunktthemen über die vielfältigen Chancen zu informieren sowie lateinamerikanischen Unternehmen Deutschland als Standort zu vermitteln.An der letzten Lateinamerika-Konferenz 2010 in Mexiko nahmen über 300 deutsche und lateinamerikanische Entscheidungsträger aus Wirtschaft und Politik teil. (DIHK, Berlin)
***
Kolumbiens Regierung hat den Nachholbedarf des Landes bei der lange vernachlässigten Verkehrsinfrastruktur erkannt und ein umfassendes Straßenbauprogramm begonnen. Über 8.000 km Autobahn werden bis 2014 via Public-Private-Partnerships (PPPs) konzessioniert. Für deutsche Baufirmen wird es schwierig, bei den einzelnen Konzessionen den Zuschlag zu erhalten. Großprojekte werden in Kolumbien meist an einheimische Firmen oder Konsortien bestehend aus kolumbianischen und ausländischen Unternehmen vergeben. Deutsche Baufirmen waren schon seit 20 Jahren nicht mehr im Land aktiv. Allerdings bestehen Chancen bei der Zulieferung von speziellen Baumaterialien, Maschinen oder Verkehrstechnologie. Auch beim Tunnelbau wird deutsche Expertise nachgefragt. (Germany Trade &Invest, Berlin)
***
Die chilenische Wirtschaft verzeichnet im Dezember ein interanuelles Wachstum 4,7%, geht aus dem IMACEC-Index hervor, den das Statistische Amt auf der Grundlage kurzfristig verfügbarer Daten berechnet.
***
Brasilien musste im Januar 59% mehr Gas von Bolivien kaufen, weil die Wasserkraftwerke wegen Wassermangel eine geringere Leistung aufwiesen. Bolivien lieferte im Januar 31,16 Mio. cbm täglich an Brasilien, und 12,27 Mio. cbm an Argentinien, zu denen noch 8,45 Mio. cbm für den Binnenkonsum hinzukommen, so dass es insgesamt 52,32 Mio. cbm sind.
***
In weniger als zwei Jahren ist der Marktwert von Petrobrás um 45,61% auf nur 224.800 Real (gleich u$s 112,4 Mrd.) gesunken, hat die Firma Econométrica berechnet. Dennoch beabsichtigt das Unternehmen, dieses Jahr an die u$s 50 Mrd. zu investieren, 16% mehr als 2012. Die Erdölförderung ging 2012 um 2,35% zurück und dürfte dieses Jahr kaum zunehmen. Die Dividende wird dieses Jahr geringer als im Vorjahr ausfallen.
***
Wie der zuständige Verband Anfavea berichtet, wurden in Brasilien im vergangenen Monat 279.332 Automobile u.a. Kfz, 31,9% mehr als im gleichen Vorjahresmonat hergestellt. Verkauft wurden 311.453 Einheiten, 16,1% mehr als im Januar 2012.
***
Geschäftsnachrichten
Nomacor
Dieses US-Unternehmen investierte u$s 1 Mio In einem Werk zur Herstellung von Verschlüsse aus Kunststoff in der Provinz San Juan, die für die Weinindustrie bestimmt sind.
Honda Motor
Die argentinische Filiale dieses japanischen Auto- und Motorradhersteller investiert u$s 13,4 Mio. um weitere vier Motorradmodelle in den Werken von Florencio Varela sowie Campana herzustellen.
Lufthansa
Die Passagiere der erste Klasse und der Business-Klasse dieser Airline können jetzt im Flughafen von Ezeiza den VIP-Saal von Star Alliance im 2. Stock des Terminals B verwenden, der 24 Stunden täglich bereit steht.
Gruppe Banco Provincia
Jungunternehmer haben jetzt die Möglichkeit, eine bis zu 100%ige Finanzierung für die Anschaffung von Investitionsgütern bis zu einem Preis von $ 150.000 über Leasing-Kredite von der Gruppe Banco Provincia zu beantragen.
Barrick
Dieses kanadische Bergbauunternehmen kündigte Investitionen von $ 9,3 Mrd. an, im Zusammenhang mit dem weltweit ersten binationalen Bergbauprojekt von Pascua Lama, zwischen Argentinien und Chile. Außerdem sollen $ 600 Mio.im des Bergwerk von Veladero (in Argentinien) investiert werden, kündigten der Präsident von Barrick für Südamerika, Guillermo Caló, sowie der regionale Vizepräsident Rodrigo Jimenez nach einem Treffen mit Bergbaustaatssekretär Jorge Mayoral an.
Standard Bank - ICBC
Die Zentralbank erteilte die Genehmigung für die Namensänderung der Standard Bank. In Zukunft trägt sie den Namen ICBC Argentina, in Anlehnung an den Namen der Bank in China, “Industrial & Comercial Bank of China”. Außerdem genehmigte die ZB eine Kapitalisierung der Bank über u$s 100 Mio. durch das Mutterhaus. Diese Bank ist aus der traditionellen Filiale der Boston Bank der USA hervorgegangen, die vor einigen Jahren von einer US-Bank übernommen wurde, die stark lokal orientiert war und kein Interesse am Argentinien-Geschäft hatte, so dass sie die argentinische Filiale an die südafrikanische Standard Bank verkaufte, die dann an die Chinesen weiter verkaufte, aber einen Minderheitsanteil behielt.
Wirtschaftsübersicht
Die Gefahren der unmittelbaren Zukunft
Der Höhenflug des freien (“schwarzen”) Dollarkurses ist gewiss keine Randerscheinung im wirtschaftlichen Geschehen. Dieser Kurs bezieht sich auf einen sehr beschränkten Devisenmarkt, ein kleiner Bruchteil des offiziellen; aber er drückt die Stimmung und die Ängste weiter Kreise der Bevölkerung aus, die dies als ein böses Zeichen empfinden. In einem Land, das von 1945 bis 1991 in Hochinflation gelebt hat, mit drei Hyperinflationswellen (jeweils im März 1976, 1989 und 1990), ist die Gesellschaft in dieser Hinsicht sehr sensibel und reagiert dementsprechend, auch mit einer gewissen Hysterie.
Ein Kurs, der in kurzer Zeit um über 30% auf bis $ 8 pro Dollar gestiegen ist (und danach etwas sank, aber dennoch anormal hoch blieb) und somit um 60% über dem offiziellen Kurs lag, bringt dies zum Ausdruck. Es gibt offensichtlich mehr Käufer als Verkäufer von Dollars. Wer bereit, ist einen so hohen Kurs zu zahlen, befürchtet offensichtlich Schlimmeres. Und wer verkauften sollte, wartet ab.
Immobiliengeschäfte wurde vollständig paralysiert: denn die Verkäufer berechnen die Werte weiterhin in Dollar, und die Käufer verdienen in und verfügen über Pesos, und sind nicht bereit, oder einfach nicht in der Lage, einen so stark gestiegenen Preis zu zahlen. Bis sich die Lage einrenkt, steht alles still. Aber auch die Landwirte halten mit dem Verkauf ihrer Ernten zurück, weil sie mit einem höheren Kurs auf dem offiziellen Markt spekulieren, weil sie meinen, gelegentlich färbt der Schwarzkurs auf diesen ab: Das bezieht sich zunächst auf Weizen, aber dann auch auf Sojabohne und Mais, bei denen normalerweise die Geschäfte schon um diese Jahreszeit einsetzen. Von der neuen Sojaernte wurde bisher nur 6% verkauft, während es zur gleichen Jahreszeit 2012 etwa 25% waren. Beim Weizen, der schon praktisch ganz geerntet wurde, sind überall die großen Kunststoffschläuche sichtbar, viel mehr als in Vorjahren, die zur Lagerung auf dem Land dienen, zu niedrigen Kosten. Die Störungen der Wirtschaft sind noch viel ausgedehnter und wirken letztlich rezessiv und inflationär.
Nicht genug mit dem Kursproblem, sind jetzt auch die Preise davongesprungen, so dass der Index der Konsumentenpreise für Januar gemäß privaten Berechnungen zwischen 2,5% und 2,7% gestiegen ist, und gegenüber Januar 2012 um ca. 27%. Darauf hat Binnenhandelssekretär Moreno jetzt reagiert, indem er die großen Supermarktketten verpflichtete, die Preise für 60 Tage stabil zu halten. Das ist für die Unternehmen eigentlich relativ einfach zu verkraften, da sie dann bei Preiserhöhung ihrer Lieferanten nicht kaufen und somit die Kunden zwingen, die Waren zu kaufen, die verbleiben, auch die Ladenhüter. Das wäre kein schlechtes Geschäft. Aber außerdem besteht bei den großen Ketten ein System der Rabatte, sei es an bestimmten Tagen für Pensionäre oder andere, sei es für Käufe mit bestimmten Kredit- oder Zahlkarten, sei es für Kunden, die bei vergangenen Einkäufen einen Zettel erhalten haben, der an bestimmten Tagen einen Abschlag auf die Kaufsumme mit sich bringt. Es genügt somit, wenn die Supermärkte diese Rabatte abschaffen oder einschränken, um die Preiserhöhungen ihrer Lieferanten während zwei Monaten zu verkraften.
Auf alle Fälle glaubt niemand, dass auf diese Weise die Inflation wirksam bekämpft wird. Argentinien hat eine jahrzehntelange Erfahrung mit allerlei Preiskontrollen und Manipulationen, und man weiß, dass sie bestenfalls ein kurzfristige Wirkung haben. Die Inflation hat eben andere Ursachen. Die Regierung gibt weiter viel mehr aus, als sie einnimmt, so dass ein Defizit entsteht, das von der ZB finanziert wird und schließlich zu einer monetären Expansion von einer Größenordnung von jetzt ca. 40% jährlich (und in kurzer Zeit mehr) führt, die unvermeidlich die Preise nach oben zieht. Die Lohnverhandlungen zielen immer mehr auf eine allgemeine Zulage von 30% zu, wie sie jetzt der mächtige Hugo Moyano fordert. Hinzu kommt dann noch die Wirkung des gestiegenen Schwarzkurses und der Knappheit, die auf gewissen Gebieten als Folge der Importhemmungen besteht, die den Weg für Preiserhöhungen ebnet. Dass die Inflation unter diesen Umständen weiter steigt, ist kaum zu vermeiden. Die Gefahr, die die Gesellschaft wittert, ist die, dass dies schließlich in einer neuen Hyperinflationswelle mündet. Und das schafft Verhaltensweisen, die wie die selbsterfüllende Prophezeiung wirken und die Inflation noch mehr antreiben.
Nicht genug mit diesen Problemen, steht das Land vor der Gefahr eines neuen Defaults. Wenn die Richter, denen die Berufung gegen das Griesa-Urteil im Fall der Klage der Geierfonds vorliegt, das Urteil bestätigen, dass Argentinien diesen Gläubigern, die sich der Umschuldung von 2005 und 2010 nicht angeschlossen haben, den vollen Betrag der Schuld plus angelaufene Zinsen zahlen muss, dann entsteht laut Regierung (Wirtschaftsminister H.Lorenzino dixit) eine Schuld von u$s 43 Mrd., also mehr als die gesamten ZB-Reserven. Denn dann müsste nicht nur der von den Klägern bei diesem Prozess geforderte Betrag voll gezahlt werden, sondern es würden sich auch die anderen verbleibenden Holdouts melden, die das gleiche Recht haben, und schließlich auch die Inhaber der Bonds, die aus den Umschuldungsrunden stammen.
Hinzu kommen dann noch die Schuld von u$s 9,5 Mrd. gegenüber dem Pariser Klub (u$s 6,5 Mrd. an geschuldetem Kapital plus Zinsen), plus weitere rund u$s 10 Mrd., die die Klagen darstellen, die dem Weltbankschiedsgericht ICSID vorliegen, plus u$s 9,5 Mrd., die Repsol fordert. Bei dieser Rechnung fehlen noch kleinere Beträge, bei denen noch Prozesse oder administrative Verfahren laufen. Auf alle Fälle ist schon ein Betrag von $ 72 Mrd. unbezahlbar.
Der Konflikt bedarf einer politischen Lösung. Einmal muss erreicht werden, dass die Holdouts, einschließlich Geierfonds, sich mit weniger begnügen. Auch wenn diese Fonds, die die Titel meistens zu Schleuderpreisen gekauft haben, wesentlich unter dem Nennwert plus Zinsen für ihre Titel erhalten, machen sie ein gutes Geschäft. Dann muss erreicht werden, dass auch die Konflikte, die dem ICSID vorliegen, durch Verhandlungen und Kompromisse, verringert werden. Und schließlich müssten die Schulden in langfristigen Papieren zu niedrigen Zinsen beglichen wird.
Um so etwas zu erreichen, bedarf es an erster Stelle des guten Willens der US-Regierung, die bei Gerichtsverfahren mit einem “amicus curiae” eingreifen kann, was eine Empfehlung an die Richter darstellt, die von diesen in der Regel beachtet wird, zumindest zum Teil. Die Lösung kann nicht rein juristisch sein, sondern muss auch einen politischen Inhalt haben. Das können die Richter jedoch nur machen, wenn die US-Regierung eine Empfehlung in diesem Sinn macht.
Die argentinische Regierung bemüht sich indessen, die Beziehungen zu den USA zu stören. Die Annäherung an den US-Feind Iran geht deutlich in diese Richtung, wobei Argentinien dabei nichts erreicht, da die angeklagten Iraner in ihrem Land ihre Unschuld beteuern werden, und die Klage somit versandet. Vorher hatte die Beschlagnahme des US-Flugzeuges mit Schulungsmaterial für die Polizei schon störend gewirkt. Dass Außenminister Héctor Timerman die Vereinigten Staaten als Schmuggler bezeichnet hat, ist gewiss zu viel des Guten, umso mehr als es sich um ein Geschenk handelte und nur die Papiere leicht korrigiert werden mussten, was bei normalen Importen oft der Fall ist. Vorher hatte schon der Gegengipfel, den Néstor Kirchner in Mar del Plata organisierte, als der interamerikanische Gipfel mit Präsenz von Präsident George W. Bush dort tagte, die Beziehungen zu den USA empfindlich gestört. Im gleichen Sinn wirkt die Annäherung an Kuba, Venezuela und Ecuador.
Wenn die US-Regierung Argentinien nicht hilft, dann besteht die konkrete Gefahr eines neuen Defaults, der Argentinien für lange Zeit aus der zivilisierten Welt ausschließen würde. Und diese düstere Möglichkeit wird eben von denjenigen auch in Betracht gezogen, die die Entwicklung der Konjunktur und besonders den Devisenmarkt in Argentinien beurteilen.
Wirtschaftsübersicht
Der IWF beanstandet die
INDEC-Statistik über Preise und BIP
Die Internationale Währungsfonds hat Ende der Vorwoche die Zahlen des argentinischen Statistischen Amtes (INDEC) über die Entwicklung der Konsumentenpreise und des Bruttoinlandsproduktes beanstandet. Artikel 8 der IWF-Statuten bestimmt, dass die Mitgliedstaaten sich verpflichten, eine präzise und wahrheitsgetreue Information über die Entwicklung der Wirtschaft zu liefern. Der gleiche Artikel sieht Strafen für Staaten vor, die die Norm verletzen. Der IWF-Vorstand hat den Fortschritt, der ab 17. September 2012, als eine erste Revision der INDEC-Arbeit durch den Fonds eingeleitet wurde, als ungenügend eingestuft. In der Tat ist nichts geschehen: Das INDEC veröffentlicht weiter eine Statistik der Konsumentenpreise, die einfach in absurder und sichtbarer Form grob gefälscht wird. Es gibt gewiss kein Argument, um die Preisstatistik, die das INDEC ab Anfang 2007 ermittelt, zu rechtfertigen.
Zunächst handelt es sich nur um einen Tadel; doch wenn die argentinische Regierung nicht reagiert, dann endet das Verfahren, das jetzt eingeleitet wurde, im Ausschluss aus dem IWF. Der Fonds hat eine Frist gesetzt, die am 27. September 2013 abläuft. Bis dahin werden Schritte erwartet, durch die die beanstandeten Statistiken korrigiert werden. Am 13. November 2013 wird das Fonds-Direktorium den Fall wieder behandeln. Der Sprecher des IWF, Gerry Rice, erklärte, es sei das ersten Mal, dass der Fonds sich diesem Problem gegenübergestellt sieht. In der Tat legen alle Staaten Statistiken vor, die einigermaßen in Ordnung sind, und bemühen sich, sie zu verbessern, wenn Mängel aufgezeigt werden. Die argentinische Regierung beharrt jedoch auf einer notorisch falschen Statistik, was leicht surrealistisch klingt. Falsche offizielle Statistiken entsprechen im privaten Bereich einer gefälschten Bilanz, was Betrug darstellt und strafbar ist.
Der Tadel des IWF hat jedoch weitere Folgen: einmal sind schon im politischen Establishment der USA Stimmen laut geworden, die für einen Ausschluss Argentiniens aus der Gruppe G-20 plädieren. In diese exklusive Gruppe, die hauptsächlich aus fortgeschrittenen Staaten besteht, wobei Staaten wie Spanien nicht zugelassen wurden, wurde Argentinien unter Menem aufgenommen, sozusagen als Anerkennung für dessen große Leistung auf dem Gebiet der Stabilität, des Wachstums, der Privatisierungen und der Öffnung der Wirtschaft. Argentinien hat sich damals in großen Schritten den fortgeschrittenen Staaten angeglichen, was auch der IWF anerkannt hat, als er Präsident Menem einlud, eine Rede bei der Generalversammlung zu halten. Bisher war nie einem Präsidenten diese Gelegenheit geboten worden.
Doch unter den Kirchners ging die Entwicklung genau in die entgegengesetzte Richtung, und zwar immer betonter, so dass der Ausschluss aus den G-20 logisch wäre. Für CK, die sich stets freut, wenn sie an den Treffen der G-20 teilnehmen und den anderen Staatschefs die Leviten lesen kann, wäre dies ein bitterer Prestigeverlust, aber sonst nichts weiter. Viel bedeutsamer wäre hingegen die Tatsache, dass die Beanstandung der Preisstatistik durch den IWF von Inhabern von argentinischen Staatstiteln in Pesos, aber mit CER-Berichtigung, als Argument bei einem Prozess gegen die argentinische Regierung verwendet werden könnte. Der CER (“Coeficiente de estabilización de referencia”) wird auf der Grundlage des Indices der Konsumentenpreise des INDEC berechnet, wobei die Zahlen jeweils um eine Woche verschoben werden. Dank der Indexfälschung hat der argentinische Staat viele Milliarden Dollar gespart, die jetzt von den Inhabern dieser Bonds gefordert werden könnten. Um dieser Gefahr zu entgehen, sollte die Regierung ab 1. Januar 2013 einen einigermaßen richtigen Index veröffentlichen (was für das INDEC bestimmt kein Problem wäre), aber die Periode 2007/12 einfach vergessen. Dann wäre das Urteil des Fonds bestimmt milder und somit auch das Argument der Bondsinhaber schwächer. In diesem Sinn hat Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino erklärt, im letzten Quartal 2013 werde ein neuer Preisindex in Kraft treten. Das wäre ein bescheidener erster Schritt, um eine Lösung des Konfliktes mit dem IWF herbeizuführen. Technisch wäre das INDEC indessen bestimmt in der Lage, die neue Methodologie zur Berechnung des Preisindices sofort einzuführen, womit der Konflikt entschärft würde.
Der Beschluss des IWF-Vorstandes bedeutet zunächst, dass Argentinien keinen Kredit des Fonds, im Rahmen eines Standby-Abkommens, beanspruchen kann. Das will die argentinische Regierung ohnehin nicht, so dass sich konkret nichts ändert. Auch die Weltbank wird dann keine Kredite an Argentinien gewähren, was ohnehin schon der Fall ist. Doch auch die Haltung der Interamerikanischen Entwicklungsbank wird dann weniger wohlwollend sein, und private Banken werden Argentinien bei Krediten ganz ausschließen. Unmittelbar ändert all dies wenig an der bestehenden Lage; aber es erschwert eben die Überwindung dieser Situation, die immer unhaltbarer wird.
Auffallend ist die Tatsache, dass der IWF auch die Statistik über die Entwicklung des wirtschaftlichen Wachstums beanstandet, was sich konkret auf die Berechnung des Bruttoinlandsproduktes (BIP) und eventuell auch auf den EMAE-Index bezieht, mit dem die Entwicklung der Wirtschaft monatlich auf Grund kurzfristig verfügbarer Daten ermittelt wird. Beim BIP handelt es sich um zweierlei:
1. Die Berechnung des BIP enthält bestimmt Fehler, die sich einmal aus der zunehmenden Bedeutung der Dienstleistungen ergeben, die schwer messbar sind, wobei das Auftauchen neuer Dienstleistungen, im Zusammenhang mit der Computertechnologie und Internet, das Problem noch erschwert. Die letzte Berechnung der Struktur des BIP stammt aus dem Jahr 1994 und ist somit veraltet. Die Grundlage des BIP muss neu berechnet werden, was nicht einfach ist. Beiläufig sei hier bemerkt, dass das argentinische offizielle BIP unterbewertet erscheint, wenn man eine internationale Korrelation zwischen BIP pro Kopf und verschiedenen Wohlstandsparametern (Lebensmittelkonsum, Stromverbrauch, Stahlkonsum, Kunststoffkonsum, Telefonverbindungen, Hospitalbetten, Schülerzahl, Analphabetismus und Ausbildungsstand, u.a., jeweils pro Kopf der Bevölkerung) aufstellt. Argentinien müsste bei gut u$s 15.000 pro Kopf liegen, statt bei etwa u$s 11.000, wie es sich aus der offiziellen Statistik ergibt. Auf welche Jahre dann die Differenz berechnet wird, stellt ein anderes Problem dar. Ein guter Teil wird auf alle Fälle auf die 90er Jahre entfallen.
2. Die Berechnung der Veränderung des BIP ist einfacher, auch wenn man von einem fehlerhaft berechneten BIP ausgeht, weil dabei Zunahmen oder Abnahmen bei den einzelnen Bereichen genommen werden, die stets mit der gleichen Methodologie erfasst werden. Nachdem jedoch Dienstleistungen den größten Teil des BIP ausmachen, kann das Ergebnis durch Manipulation leicht verändert werden. Angeblich erfolgt bei bestimmten Dienstleistungen die Umwandlung der nominellen Beträge in reale Größen durch Anwendung des offiziellen Preisindices, womit das Ergebnis nach oben verfälscht wird. Auch hier will der IWF Einsicht in die Berechnungsmethodologie haben, um das BIP beurteilen zu können. Die offizielle BIP Zahl war auf alle Fälle 2009 falsch, als private Ökonomen auf ein Minus von 2% bis 3% gelangten, das INDEC jedoch ein Plus von 0,9% ermittelte. Und wahrscheinlich wiederholt sich das Gleiche für 2012.
Die argentinische Regierung betreibt Konsequent und mit großen Schritten eine Politik der Schließung der Wirtschaft und der Abschottung von der Welt. Es wäre logisch, wenn Argentinien somit aus dem IWF und der Gruppe der G-20 austritt. Während der ersten Regierungen von Perón war Argentinien auch nicht Mitglied des IWF. Das erfolgte erst 1956, unter Präsident Aramburu. Doch die Zeiten haben sich geändert, die Globalisierung ist eine Realität, die argentinische Wirtschaft ist faktisch viel offener als vor zwei Jahrzehnten, und auch CK und ihre Mannschaft sind sich bewusst, dass die faktischen Umstände der Schließung Grenzen setzen. Will Argentinien die bestehende Stagnation überwinden, dann muss das Land u.a. wieder zivilisierte Beziehungen zur Welt herstellen.